
 

  

S 4 SF 1/21 DS ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Hessisches Landessozialgericht
Sachgebiet Sonstige Angelegenheiten
Abteilung -
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Lösungsanspruch

Sozialdaten
Nichtleistungsbezieher
Befangenheit aufgrund politischer
Tätigkeit 

Leitsätze 1. Die Tätigkeit einer Richterin als
Stadtverordnete und Mitglied des
Ausschusses für Soziales, Gesundheit und
Sport vermag nicht schon Misstrauen
gegen ihre Unparteilichkeit zu
rechtfertigen.
2. Außerhalb des Anwendungsbereichs
von § 60 Abs. 3 SGG ist die Besorgnis von
Misstrauen gegen die Unparteilichkeit
eines Richters bzw. einer Richterin nur
dann gerechtfertigt, wenn im Einzelfall
Anhaltspunkte für eine konkret ins
Gewicht fallende Interesseneinbindung
bestehen.
3. Soweit der Antragsteller die Löschung
seiner Sozialdaten aus den Akten des
Antragsgegners begehrt, richtet sich
dieser Anspruch nach § 84 Abs. 2 Satz 1
SGB X.
4. Der Streitwert ist gemäß §§ 197a SGG, 
52 Abs. 2 GKG auf 2.500,00 Euro
festzusetzen. Der Sach- und Streitstand
bietet für die Bestimmung des Streitwerts
keine genügenden Anhaltspunkte und es
ist sachlich nicht gerechtfertigt, das
Interesse eines Antragstellers im
Beschwerdeverfahren, mit dem Interesse
an einer Hauptsacheentscheidung gleich
zu bewerten.   

Normenkette SGG § 60 Abs. 3
SGB X § 84 Abs. 2 Satz 1
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SGG § 197a
GKG § 52 Abs. 2

1. Instanz

Aktenzeichen S 4 SF 1/21 DS ER
Datum 14.04.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 SF 1/21 DS B ER
Datum 31.05.2021

3. Instanz

Datum -

I.Â  Â  Â  Â Die Beschwerde des Antragstellers gegen den Beschluss des
Sozialgerichts Kassel vom 14. April 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. Â Â  Â Der Antragsteller trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens.Â 
III. Â Â  Â Der Streitwert wird auf 2.500,00 Euro festgesetzt.
IV. Â Â  Â Der Antrag auf GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe wird abgelehnt.

GrÃ¼nde

Der Antragsteller begehrt im einstweiligen Rechtsschutz die LÃ¶schung seiner vom
Antragsgegner erhobenen personenbezogenen Daten sowie die Verpflichtung des
Antragsgegners, es zukÃ¼nftig zu unterlassen, Daten Ã¼ber den Antragsteller
rechtswidrig anzufordern, zu erheben oder zu verarbeiten.Â 

Der Antragsteller, der keine Leistungen nach dem SGB II bezieht, ist der
getrenntlebende Ehemann, von Frau C. A., welche mit ihren Kindern im SGB II-
Leistungsbezug bei dem Antragsgegner steht.Â 

Der Antragsgegner stellte am 24. Januar 2018 beim Bundeszentralamt fÃ¼r Steuern
ein Kontenabrufersuchen fÃ¼r den Antragsteller (Bl. 4 GA). Mit Antwortschreiben
vom 7. Februar 2018 Ã¼bermittelte das Bundeszentralamt fÃ¼r Steuern dem
Antragsgegner die Kontodaten des Antragstellers fÃ¼r den Zeitraum ab 21. Januar
2015 (Bl. 6 GA).

Am 25. Februar 2021 beantragte der Antragsteller per Email beim Antragsgegner
die LÃ¶schung der rechtswidrig erlangten Daten, insbesondere der durch das
Bundeszentralamt fÃ¼r Steuern unter dem 7. Februar 2021 erhaltenen Daten.
Hierzu setzte er dem Antragsgegner eine Frist bis zum 3. MÃ¤rz 2021 (Bl. 16 GA).

Am 6. MÃ¤rz 2021 hat der Antragsteller beim Sozialgericht Kassel einen Eilantrag
gestellt und hat mitgeteilt, der Antragsgegner habe bis zum Fristablauf nicht
reagiert.
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Mit der Antragserwiderung hat der Antragsgegner ein Schreiben seines
stellvertretenden Datenschutzbeauftragten vom 4. MÃ¤rz 2021 Ã¼bersandt. Der
stellvertretende Datenschutzbeauftragte des Antragsgegners hat in diesem
Schreiben ausgefÃ¼hrt, dass er das Datenschutzanliegen geprÃ¼ft und das
Kontenabrufersuchen sowie die daraus folgenden AuskÃ¼nfte des
Bundeszentralamtes fÃ¼r Steuern in der elektronischen Akte der BG A.
â��ausgeblendetâ�� habe (Bl. 28 GA).

Der Antragsteller hat dargelegt, dass ein â��Ausblendenâ�� der Akten nicht
ausreichend sei, da ihm ein Anspruch auf LÃ¶schung gemÃ¤Ã� Art. 17 Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) zustehe. Auch seien, soweit Papierakten vorlÃ¤gen, die
entsprechenden Aktenteile zu vernichten. Ferner folge bereits aus dem einmaligen
RechtsverstoÃ� des Antragsgegners eine Wiederholungsgefahr. Insoweit stehe ihm
ein Unterlassungsanspruch gegen den Antragsgegner zu.

Der Antragsteller hat beantragt,
den Antragsgegner zu verpflichten, das rechtswidrig erlangte Kontenabrufverfahren
betreffend die Daten des Antragstellers, hier die Antwort des Bundeszentralamtes
fÃ¼r Steuern vom 7. Februar 2021, aus der Verwaltungsakte der BG A. zu entfernen
und zu lÃ¶schen; ferner den Antragsgegner zu verpflichten, es zukÃ¼nftig zu
unterlassen, derartige Daten Ã¼ber den Antragsteller rechtswidrig anzufordern, zu
erheben und zu verarbeiten.Â 

Der Antragsgegner hat beantragt,
den Antrag abzulehnen.Â 

Zur BegrÃ¼ndung hat er ausgefÃ¼hrt, dass er der Datenschutzeingabe des
Antragstellers mit Schreiben vom 4. MÃ¤rz 2021 bereits entsprochen habe. Einen
Anspruch auf eine UnterlassungserklÃ¤rung gebe es im (Sozial)-Datenschutzrecht
nicht.

Mit Beschluss vom 14. April 2021 hat das Sozialgericht Kassel den Antrag auf Erlass
einer einstweiligen Anordnung abgelehnt. Der Antrag habe keinen Erfolg.

Das Sozialgericht sei gemÃ¤Ã� Â§ 81b Abs.1 SGB X i.V.m. Â§ 51 Abs. 1 SGG sachlich
zustÃ¤ndig. FÃ¼r Klagen gegen einen Verantwortlichen wegen eines VerstoÃ�es
gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen im Anwendungsbereich der
Verordnung (EU) 2016/679 (DSGVO) bei der Verarbeitung von Sozialdaten im
Zusammenhang mit einer Angelegenheit nach Â§ 51 Abs. 1 und 2 SGG sei der
Rechtsweg zu den Sozialgerichten erÃ¶ffnet (Â§ 81b Abs. 1 SGB X). Zwar stehe der
Antragsteller selbst nicht im Leistungsbezug bei dem Antragsgegner, d.h. es
bestehe zwischen beiden kein SozialleistungsverhÃ¤ltnis. Dennoch sei ein
sozialrechtlicher Zusammenhang im Sinne des Â§ 51 Abs. 1 Nr. 4a SGG gegeben;
denn der Antragsgegner habe die personenbezogenen Daten des Antragstellers hier
im Rahmen seiner ZustÃ¤ndigkeit im Zusammenhang mit der GewÃ¤hrung von SGB
II-Leistungen an die BG A. erhoben, die aus seiner Sicht im Rahmen der PrÃ¼fung
der BedÃ¼rftigkeit der Leistungsberechtigten nach dem SGB II von Bedeutung
seien (= gegenÃ¼ber den LeistungsansprÃ¼chen vorrangige
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UnterhaltsansprÃ¼che der Betroffenen gegen einen Dritten). Er habe sich hierbei
im Rahmen seiner Ermittlungen â�� wenn auch mÃ¶glicherweise zu Unrecht â��
auf Â§ 93 Abs. 8 i.V.m. Â§ 93 b AO gestÃ¼tzt. Das Verwaltungshandeln des
Antragsgegners im Rahmen seiner sozialrechtlichen ZustÃ¤ndigkeit und der in
Anspruch genommene unmittelbare Bezug zu Regelungen des Sozialrechts, an
denen er sich ebenfalls dem mitbetroffenen Antragsteller gegenÃ¼ber orientiert
habe, sei ausreichend, um fÃ¼r dessen Rechtsschutzersuchen Ã¼ber die
Berechtigung des vermeintlich in seine Rechte eingreifenden sozialbehÃ¶rdlichen
Vorgehens den Sozialrechtsweg zu erÃ¶ffnen.

1. Rechtsgrundlage fÃ¼r die GewÃ¤hrung vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes sei Â§ 86b
Abs. 2 SGG. Danach kÃ¶nne das Gericht eine einstweilige Anordnung in Bezug auf
den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr bestehe, dass durch eine
VerÃ¤nderung des bestehenden Zustandes die Verwirklichung eines Rechts des
Antragstellers erschwert oder wesentlich vereitelt werde. Die einstweilige
Anordnung sei auch zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf ein
streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheine. Nach Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG sei
Voraussetzung, dass ein dem Antragsteller zustehendes Recht oder rechtlich
geschÃ¼tztes Interesse vorliegen mÃ¼sse (Anordnungsanspruch), das ohne
GewÃ¤hrung des vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes vereitelt oder wesentlich erschwert
werden wÃ¼rde, so dass dem Antragsteller schwere, unzumutbare Nachteile
entstÃ¼nden, zu deren nachtrÃ¤glicher Beseitigung die Entscheidung in der
Hauptsache nicht mehr in der Lage wÃ¤re (Anordnungsgrund).
Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund mÃ¼ssten glaubhaft gemacht sein (Â§
86b Abs. 2 Satz 4 SGG i.V.m. Â§ 920 Abs. 2 Zivilprozessordnung â�� ZPO Â ). Eine
Glaubhaftmachung liege vor, wenn das Vorliegen eines Anordnungsanspruchs und
eines Anordnungsgrundes Ã¼berwiegend wahrscheinlich seien. Zwischen
Anordnungsgrund und Anordnungsanspruch bestehe dabei eine Wechselbeziehung.
Je grÃ¶Ã�er die Erfolgsaussichten in der Hauptsache seien, umso geringer seien die
Anforderungen an den Anordnungsgrund und umgekehrt. Wenn die Klage in der
Hauptsache offensichtlich unzulÃ¤ssig oder unbegrÃ¼ndet sei, so sei der Antrag auf
einstweilige Anordnung ohne RÃ¼cksicht auf den Anordnungsgrund grundsÃ¤tzlich
abzulehnen, weil ein schÃ¼tzenswertes Recht nicht vorhanden sei (Hessisches LSG,
Beschluss vom 5. Februar 2007 â�� L 9 AS 254/06 ER â��, Rn. 4, juris). WÃ¤re die
Klage in der Hauptsache dagegen offensichtlich begrÃ¼ndet, so verminderten sich
die Anforderungen an den Anordnungsgrund. Auch dann kÃ¶nne aber nicht
gÃ¤nzlich auf einen Anordnungsgrund verzichtet werden (Hessisches LSG,
Beschluss vom 5. Februar 2007 aaO).

2. Unter Anwendung dieser MaÃ�stÃ¤be sei der Antrag insgesamt abzulehnen, da
es jedenfalls an dem Anordnungsgrund der EilbedÃ¼rftigkeit fehle.

a) Es kÃ¶nne offenbleiben, ob der Antragsteller â�� der im Ã�brigen selbst nicht in
einem SonderrechtsverhÃ¤ltnis zu dem Antragsgegner nach dem SGB II stehe â��
den geltend gemachten Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht habe oder ob
bereits im Zeitpunkt der Stellung des Eilantrages dem Anspruch auf LÃ¶schung der
Daten durch das Handeln des Antragsgegners entsprochen worden sei; insoweit
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stelle sich auch die Frage nach dem Bestehen eines RechtschutzbedÃ¼rfnisses
fÃ¼r das Begehren des Antragstellers. Denn jedenfalls enthalte die elektronische
Akte der BG A. bereits zum Zeitpunkt der Stellung des Eilantrages am 6. MÃ¤rz
2021 keine Daten des Antragstellers bezogen auf das Kontoabrufverfahren vom 28.
Januar 2018 mehr.

Der Antragsteller begehre vom Antragsgegner die LÃ¶schung der im
Zusammenhang mit dem Kontenabrufverfahren vom 28. Januar 2018 in die Akte der
BG A. gelangten Daten auf der Grundlage von Art. 17 DSGVO. Bereits vor Stellung
des Eilantrages habe der Antragsgegner dem Antragsteller mitgeteilt, dass er die
entsprechenden Aktenteile, der Kontenabruf beim Bundeszentralamt fÃ¼r Steuern
sowie die Antwort des Bundeszentralamtes bereits â��ausgeblendetâ�� habe.
Dieses â��Ausblendenâ�� fÃ¼hre nach Angaben des Antragsgegners dazu, dass
sich die jeweiligen Daten (jedenfalls) aktuell nicht mehr automatisch in der
elektronischen Akte der BG A. befÃ¤nden. Allerdings â�� so die vom Antragsgegner
Ã¼bermittelten Informationen Ã¼ber das â��Ausblendenâ�� â�� seien
ausgeblendete Daten nach dem Vier-Augen-Prinzip von hierzu berechtigten
Personen grundsÃ¤tzlich wieder aufrufbar. Im vorliegenden Eilverfahren kÃ¶nne es
vorliegend dahinstehen, ob dieses â��Ausblendenâ�� mit der MÃ¶glichkeit des
â��Wiedereinblendensâ�� dem Begriff des â��LÃ¶schensâ�� von Daten genÃ¼ge.

b) Ebenso kÃ¶nne offenbleiben, ob ein Unterlassungsanspruch des Antragstellers
gegen den Antragsgegner glaubhaft gemacht worden sei. Hierzu mÃ¼sste
zumindest â�� ginge man von einer rechtswidrigen Erhebung der Daten aus â��
eine Wiederholungsgefahr bestehen, die vorliegend zweifelhaft sei. Denn bereits
seit Februar 2018 sei der Antragsgegner im Besitz der vom Bundeszentralamt fÃ¼r
Steuern erlangten Daten des Antragstellers, ohne dass in diesen drei Jahren eine
weitere Nutzung, Verarbeitung oder gar eine erneute Einholung von Informationen
den Antragsteller betreffend erfolgt oder erkennbar sei.Â 

c) Jedenfalls fehle es vorliegend an dem Anordnungsgrund, d.h. an der
EilbedÃ¼rftigkeit des Rechtsschutzbegehrens. Es sei nicht ersichtlich, dass dem
Antragsteller bei Versagung einstweiligen Rechtsschutzes im Sinne einer
besonderen EilbedÃ¼rftigkeit rechtlich bedeutsame â��wesentliche Nachteileâ��
entstÃ¼nden, die ein sofortiges gerichtliches Einschreiten auÃ�erhalb eines
Hauptsacheverfahrens gebÃ¶ten. Allein der Vortrag des Antragstellers, es bestehe
eine Wiederholungsgefahr, genÃ¼ge zur Glaubhaftmachung nicht. Dem stehe
schon entgegen, dass â�� wie bereits ausgefÃ¼hrt â�� seit der unterstellten
rechtswidrigen Erhebung von Daten des Antragstellers im Zusammenhang mit dem
Kontenabrufverfahren Januar/ Februar 2018, weitere Daten des Antragstellers nicht
erkennbar erhoben oder verarbeitet worden seien. Ein Vortrag des Antragstellers
bzw. nachvollziehbare Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass der Antragsgegner
ausgerechnet jetzt, d.h. vor einer rechtskrÃ¤ftigen Entscheidung in der Hauptsache
â�� die dieser im Ã�brigen gar nicht anhÃ¤ngig gemacht habe -, die Daten des
Antragstellers erneut erheben bzw. verarbeiten werde, lÃ¤gen nicht vor. Vielmehr
habe der Antragsgegner durch das â��Ausblendenâ�� das automatische
Auftauchen der beanstandeten Daten in der Verwaltungsakte der BG A. bereits
gestoppt und damit dem LÃ¶schungsbegehren vielleicht nicht vollstÃ¤ndig, jedoch
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in groÃ�em Umfang entsprochen. Eine EilbedÃ¼rftigkeit sei mithin nicht erkennbar.

Nach alldem sei der Antrag insgesamt abzulehnen.Â 

Der Beschluss wurde dem ProzessbevollmÃ¤chtigten des Antragstellers am 15. April
2021 zugestellt (Bl. 80 GA).Â 

Der Antragsteller hat am 21. April 2021, vertreten durch seinen
ProzessbevollmÃ¤chtigten, Beschwerde beim Sozialgericht Kassel eingelegt (Bl. 83
GA).

Der Antragsteller ist der Ansicht, der angegriffene Beschluss des Sozialgerichts
Kassel sei aufzuheben. Es bestehe ein Anspruch auf LÃ¶schung der rechtswidrig
erhobenen Daten, zudem sei es zukÃ¼nftig zu unterlassen, Daten Ã¼ber den
Antragsteller, welcher nicht im SGB II â�� Bezug stand und stehe, zu erheben oder
sonst zu verarbeiten.
Des Weiteren sei der Beschluss aufzuheben, denn es bestehe fÃ¼r den
Antragsteller Anlass, die Richterin am Sozialgericht D. als befangen abzulehnen.Â 
TrÃ¤ger des Antragsgegners seien die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit und die Stadt
Kassel, wobei letztere diejenigen Mittel aufzubringen habe, die der Antragsgegner
fÃ¼r Unterkunftskosten an Leistungsberechtigte nach SGB II auszuzahlen habe.Â 
Der Antragsteller habe kÃ¼rzlich in Erfahrung gebracht, dass die abgelehnte
Richterin als Mitglied der Fraktion â��BÃ¼ndnis 90 / Die GrÃ¼nenâ�� der
Stadtverordnetenversammlung der Stadt Kassel angehÃ¶re. Sie sei Ã¼berdies
stellvertretende Stadtverordnetenvorsteherin und â�� unter anderem â�� Mitglied
des Ausschusses fÃ¼r Soziales, Gesundheit und Sport.
Die abgelehnte Richterin sei also Mitglied in einem Organ sowie einem Teilorgan
desjenigen TrÃ¤gers des Antragsgegners, der die Mittel aufzubringen habe, Ã¼ber
deren Verwendung die Parteien in einem anderen Verfahren streiten. Es gehe dabei
um das Verfahren mit dem Aktenzeichen â�� S 4 AS 41/21 ER. Gegenstand seien
dort AnsprÃ¼che der Kosten der Unterkunft fÃ¼r die Ehefrau des Antragstellers
und deren Kinder. Auch fÃ¼r dieses Verfahren sei die abgelehnte Richterin nach
dem GeschÃ¤ftsverteilungsplan zustÃ¤ndig, was auf Grund der jetzt vorliegenden
Information Ã¼ber deren ehrenamtliche TÃ¤tigkeit auch dort zu einem
Ablehnungsgesuch gefÃ¼hrt habe.
In der juristischen Literatur werde mitunter die Frage diskutiert, ob ein Richter unter
dem Gesichtspunkt der Gewaltenteilung zugleich einem Organ angehÃ¶ren kÃ¶nne,
dessen Aufgabe darin bestehe, exekutive Befugnisse auszuÃ¼ben. Zumindest
teilweise werde die gleichzeitige Wahrnehmung beider Aufgaben kritisch
gesehen.Â 
Wenn allerdings von einem EntscheidungstrÃ¤ger in Personalunion eine Funktion in
der Ã¶ffentlichen Verwaltung wahrgenommen werde, die darin bestehe, bei der
Verwaltung und Bereitstellung von Mitteln mitzuwirken, Ã¼ber deren
rechtmÃ¤Ã�ige Verwendung derselbe EntscheidungstrÃ¤ge spÃ¤ter als
JustizangehÃ¶riger zu befinden habe, so kÃ¶nne von einer richterlichen
UnabhÃ¤ngigkeit nicht mehr die Rede sein. Eine solche Konstellation fÃ¼hre
zwingend zu einem Interessenkonflikt.
WÃ¤re der Sachverhalt um das ehrenamtliche Engagement der Richterin am
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Sozialgericht D. bereits vor der hier angefochtenen Entscheidung bekannt gewesen,
was nicht der Fall gewesen sei, so wÃ¤re diese fÃ¼r den Antragsteller auch im
hiesigen Verfahren abgelehnt worden. Denn der hiesige Antragsteller sei an den
Verfahren seiner im SGB II-Leistungsbezug stehenden Ehefrau und deren Kindern
regelmÃ¤Ã�ig als (weiterer) BevollmÃ¤chtigter beteiligt. Es sei deshalb nicht
auszuschlieÃ�en, dass sich die berechtigten Zweifel an der Unparteilichkeit der
abgelehnten Richterin auch auf die Person des hiesigen Antragstellers erstrecke.
Auf Grund dessen hÃ¤tte auch der Antragsteller die Richterin wegen Besorgnis der
Befangenheit ablehnen kÃ¶nnen. Insofern sei hier ein VerstoÃ� gegen das Gebot
des Art. 101 GG zu rÃ¼gen, da eine wegen der Besorgnis der Befangenheit
abzulehnende Richterin nicht die gesetzliche Richterin sein kÃ¶nne.

Der Antragsteller beantragt,
1.Â Â  Â den Antragsgegner zu verpflichten, die durch ein Kontenabrufverfahren
(Anfrage beim Bundeszentralamt fÃ¼r Steuern) erlangten Daten des Antragstellers
(Antwort des Bundeszentralamtes fÃ¼r Steuern vom 7. Februar 2018) aus der
Verwaltungsakte betreffend Frau C. A., C-StraÃ�e, C-Stadt (BG-Nr. xxxxx1), zu
entfernen und zu lÃ¶schen sowieÂ 

2.Â Â  Â den Antragsgegner zu verpflichten, es zukÃ¼nftig zu unterlassen, derartige
Daten Ã¼ber den Antragsteller, welcher nicht im SGB II â�� Bezug stand und steht,
zu erheben oder sonst zu verarbeiten.

Der Antragsgegner beantragt,
die Beschwerde gegen den Beschluss des Sozialgerichts Kassel vom 14. April 2021
â�� S 4 SF 1/21 DS ER â�� zurÃ¼ckzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung seines Antrags verweist der Beschwerdegegner auf die den
Beschluss des Sozialgerichts tragenden GrÃ¼nde.

Auf Nachfrage des Senats hat das Sozialgericht Kassel mitgeteilt, dass im hiesigen
erledigten Verfahren kein Ablehnungsgesuch vorliege (Bl. 113 GA).Â 

Nach Eingang der EinverstÃ¤ndniserklÃ¤rung von Frau C. A. wurde deren
Leistungsakte beigezogen.Â 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Gerichtsakte und die beigezogene Verwaltungsakte von
Frau C. A. Bezug genommen.

II.

Die zulÃ¤ssige Beschwerde ist nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat den Antrag
auf GewÃ¤hrung vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes gemÃ¤Ã� Â§ 86 b Abs. 2 Satz 2 SGG
zu Recht abgelehnt.

1. Der Rechtsweg zu den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit ist nach Â§ 81 b Abs. 1
SGB X in Verbindung mit Â§ 51 Abs. 1 Nr. 10 SGG erÃ¶ffnet, da der Antragsteller

                             7 / 12

https://dejure.org/gesetze/GG/101.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%204%20SF%201/21%20DS%20ER
https://dejure.org/gesetze/SGG/86b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/81b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/81b.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/51.html


 

gegen den Antragsgegner als Verantwortlichen eine Verletzung seiner Rechte bei
der Verarbeitung von Sozialdaten im Zusammenhang mit einer Angelegenheit der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende nach Â§ 51 Abs. 1 Nr. 4 a SGG geltend macht.

2. Die Beschwerde ist zulÃ¤ssig: Insbesondere ist sie nach Â§ 172 Abs. 1, Abs. 3 Nr.
1, Â§ 143, Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthaft und
genÃ¼gt den Vorgaben zu Form und Frist aus Â§ 173 SGG.

3. Die Beschwerde ist unbegrÃ¼ndet.

a) Der Beschluss des Sozialgerichts Kassel ist nicht wegen einer fehlerhaften
Besetzung der Richterbank aufzuheben.Â 

Ein VerstoÃ� gegen Art. 101 Abs. 1 Satz 2 GG ist nicht ersichtlich.Â 

Das aus Art. 101 Abs. 1 Satz 2 SGG folgende Gebot des gesetzlichen Richters hat
nach der gefestigten Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG)
einen materiellen GewÃ¤hrleistungsgehalt. Das grundrechtsgleiche Recht auf den
gesetzlichen Richter garantiert, dass Rechtsuchende im Einzelfall vor einem Richter
stehen, der unabhÃ¤ngig und unparteilich ist und die GewÃ¤hr fÃ¼r NeutralitÃ¤t
und Distanz gegenÃ¼ber den Verfahrensbeteiligten bietet (vgl. BVerfGE 21, 139 ; 
89, 28 ; BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss vom 30. September 2020 â�� 1
BvR 495/19 â��, Rn. 9, juris). Die verfassungsrechtlich gebotene Unparteilichkeit
des Gerichts (vgl. BVerfG NJW 2005, 3410 ff) wird unter anderem durch das Recht
der Beteiligten gesichert, Gerichtspersonen wegen Besorgnis der Befangenheit
abzulehnen (Â§ 60 Abs. 1 SGG i.V.m. Â§Â§ 41 ff ZPO).

Eine fehlerhafte Besetzung ist nicht ersichtlich.

Die AusschlieÃ�ung und Ablehnung der Gerichtspersonen ist in Â§ 60 SGG geregelt.
Danach gelten fÃ¼r die AusschlieÃ�ung und Ablehnung der Gerichtspersonen die 
Â§Â§ 41 bis 46 Absatz 1 und die Â§Â§ 47 bis 49 der ZPO entsprechend (Â§ 60 Abs. 1
SGG). Von der AusÃ¼bung des Amtes als Richter ist nach Â§ 60 Abs. 2 SGG auch
ausgeschlossen, wer bei dem vorausgegangenen Verwaltungsverfahren mitgewirkt
hat.

Die Besorgnis der Befangenheit nach Â§ 42 ZPO gilt gemÃ¤Ã� Â§ 60 Abs. 3 SGG
stets als begrÃ¼ndet, wenn der Richter dem Vorstand einer KÃ¶rperschaft oder
Anstalt des Ã¶ffentlichen Rechts angehÃ¶rt, deren Interessen durch das Verfahren
unmittelbar berÃ¼hrt werden.

aa) Es ist nicht ersichtlich, dass ein relativer AusschlieÃ�ungsgrund nach Â§ 41 ZPO
vorliegt, also einem Grund der sich aus einer Beziehung zu einem bestimmten
Verfahren ergibt und nur dafÃ¼r gilt (Keller in: Meyer-Ladewig, SGG, 13. Aufl. 2020,
Â§ 60 Rn. 2). Auch greift Â§ 60 Abs. 2 SGG nicht, da die Richterin am Sozialgericht
D. nicht am Verwaltungsverfahren mitgewirkt hat.Â 

bb) Eine Verletzung von Art. 101 Abs. 1 GG kann auch nicht das politische
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Engagement der Richterin am Sozialgericht begrÃ¼nden.Â 

Die TÃ¤tigkeit als Stadtverordnete und Mitglied des Ausschusses fÃ¼r Soziales,
Gesundheit und Sport vermag nicht schon Misstrauen gegen ihre Unparteilichkeit zu
rechtfertigen. Nach Â§ 60 Abs. 3 SGG gilt die Besorgnis der Befangenheit stets als
begrÃ¼ndet, wenn der Richter oder die Richterin dem Vorstand einer KÃ¶rperschaft
oder Anstalt des Ã¶ffentlichen Rechts angehÃ¶rt, deren Interessen durch das
Verfahren unmittelbar berÃ¼hrt werden. Zwar ist die Vorschrift weit gefasst, weil
das Gesetz nicht auf die BerÃ¼hrung von Rechten abstellt, sondern das
BerÃ¼hrtsein von Interessen fÃ¼r ausreichend hÃ¤lt (SÃ¤chsisches LSG, Beschluss
vom 29. Juni 2020 â�� L 11 SF 89/20 AB â��, Rn. 17, juris, mit Verweis auf: Kluckert
in: Sodan/Ziekow, VwGO, 5. Aufl. 2018, Â§ 54 Rn. 50; Meissner/Schenk in:
Schoch/Schneider/Bier, VwGO, Stand Juli 2019, Â§ 54 Rn. 30a; Keller in: Meyer-
Ladewig, SGG, 12. Aufl. 2018, Â§ 60 Rn. 9). Doch gilt sie nur fÃ¼r Mitglieder des
Vorstandes von KÃ¶rperschaften oder Anstalten des Ã¶ffentlichen Rechts. Zu diesen
zÃ¤hlt die Richterin am Sozialgericht D. als Stadtverordnete und Ausschussmitglied
indessen nicht.Â 

AuÃ�erhalb des Anwendungsbereichs von Â§ 60 Abs. 3 SGG ist die Besorgnis von
Misstrauen gegen die Unparteilichkeit eines Richters bzw. einer Richterin nur dann
gerechtfertigt, wenn im Einzelfall Anhaltspunkte fÃ¼r eine konkret ins Gewicht
fallende Interesseneinbindung bestehen. Dies ist mit Blick auf Â§ 60 Abs. 2 SGG eng
auszulegen (SÃ¤chsisches LSG, Beschluss vom 29. Juni 2020 â�� L 11 SF 89/20 AB
â��, Rn. 17, juris). Solche Anhaltspunkte sind weder vorgetragen noch ersichtlich.

cc) Daher kann nur dann, wenn im Einzelfall ein konkreter Anhaltspunkt fÃ¼r eine
Voreingenommenheit der Richterin besteht, eine Besorgnis der Befangenheit
gerechtfertigt sein (vgl. BSG, Urteil vom 13. Mai 1998 â�� B 6 KA 31/97 R â��, Rn.
29, juris). Daran fehlt es hier, denn eine Befangenheit der Richterin am Sozialgericht
D. nach Â§ 60 Abs. 1 SGG in Verbindung mit Â§ 42 Abs. 2 ZPO ist ebenfalls nicht
ersichtlich.

GemÃ¤Ã� Â§ 60 Abs. 1 SGG i. V. m. Â§ 42 Abs. 2 ZPO findet die Ablehnung wegen
Besorgnis der Befangenheit statt, wenn ein Grund vorliegt, der geeignet ist,
Misstrauen gegen die Unparteilichkeit des Richters zu rechtfertigen. Danach ist es
nicht erforderlich, dass der Richter tatsÃ¤chlich befangen, parteilich oder
voreingenommen ist. Andererseits reicht die rein subjektive Vorstellung eines
Beteiligten, der Richter sei befangen, nicht aus, wenn bei objektiver WÃ¼rdigung
der Tatsachen vernÃ¼nftigerweise kein Grund fÃ¼r die BefÃ¼rchtung ersichtlich ist
(SÃ¤chsisches LSG, Beschluss vom 29. Juni 2020 â�� L 11 SF 89/20 AB â��, Rn. 10,
juris).Â 

Die Besorgnis der Befangenheit ist nur dann gerechtfertigt, wenn aus der Sicht des
Beteiligten, der das Ablehnungsgesuch angebracht hat, hinreichende objektive
GrÃ¼nde vorliegen, die bei vernÃ¼nftiger WÃ¼rdigung aller UmstÃ¤nde Anlass
geben, an der Unvoreingenommenheit des Richters zu zweifeln (BSG, Beschluss
vom 6. Dezember 2017 â�� B 8 SO 10/16 R â��, Rn. 17, juris; BSG, Beschluss vom
1. Juni 2015 â�� B 10 Ã�G 2/15 C â��, Rn. 10, juris; Beschluss vom 2. Juli 2013 â�� 
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B 9 SB 2/13 C â��, Rn. 7, juris; BSG, Beschluss vom 10. Dezember 2010 â�� B 4 AS
97/10 B â��, Rn. 5, juris; SÃ¤chsisches LSG, Beschluss vom 29. Juni 2020 â�� L 11
SF 89/20 AB â��, Rn. 10, juris).

Solche objektiven GrÃ¼nde, die begrÃ¼ndeten Anlass zur Voreingenommenheit der
erstinstanzlich tÃ¤tig gewordenen Richterin geben, sind nicht erkennbar und vom
Antragsteller auch nicht vorgetragen worden. Insbesondere in der hiesigen
Fallkonstellation, in welcher der Antragsteller nicht im Leistungsbezug beim
Antragsgegner steht, ist kein besonderes NÃ¤heverhÃ¤ltnis ersichtlich, dass
RÃ¼ckschlÃ¼sse auf die geltend gemachte Befangenheit zu lieÃ�e. Einen
objektiven Grund fÃ¼r eine unsachliche innere Einstellung der Richterin zu den
Beteiligten oder zum Gegenstand des Verfahren hat der Antragsteller nicht
vorgebracht.Â 

b) In der Sache liegen die Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass der begehrten
Regelungsanordnung, die hier allein in Betracht kommt, nicht vor. Es besteht kein
Anspruch des Antragstellers, auf vorlÃ¤ufige Verpflichtung des Antragsgegners zur
LÃ¶sung von Daten des Antragstellers, noch besteht ein vorlÃ¤ufiger
Unterlassungsanspruch, da kein Anordnungsgrund glaubhaft gemacht wurde.Â 

Das Gericht kann eine entsprechende Anordnung erlassen, wenn sie zur Abwendung
wesentlicher Nachteile notwendig erscheint (Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 SGG). Ein solcher
Nachteil ist (nur) anzunehmen, wenn einerseits dem Antragsteller gegenÃ¼ber dem
Antragsgegner ein materiell-rechtlicher Leistungsanspruch in der Hauptsache mit
hinreichender Wahrscheinlichkeit zusteht (Anordnungsanspruch) und es ihm
andererseits nicht zuzumuten ist, die Entscheidung Ã¼ber den Anspruch in der
Hauptsache abzuwarten (Anordnungsgrund). Anordnungsanspruch und
Anordnungsgrund sind glaubhaft zu machen (Â§ 86b Abs. 2 Satz 4 SGG i.V.m. Â§
920 Abs. 2 ZPO) (Hessisches LSG, Beschluss vom 21. August 2020 â�� L 6 AS
383/20 B ER â��, Rn. 210 â�� 211, juris).

Dabei stehen Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund nicht isoliert neben-,
vielmehr in einer Wechselbeziehung zueinander, nach der die Anforderungen an
den Anordnungsanspruch mit zunehmender EilbedÃ¼rftigkeit beziehungsweise
Schwere des drohenden Nachteils (dem Anordnungsgrund) zu verringern sind und
umgekehrt (vgl. fÃ¼r die st. Rspr. des Hessisches LSG: erk. Senat, Beschluss vom
11. Dezember 2019, L 6 AS 528/19 B ER, juris, Rn. 31; Hessisches LSG, Beschluss
vom 29. Juni 2005, L 7 AS 1/05 ER, info also 2005, 169 und Hessisches LSG,
Beschluss vom 7. September 2012, L 9 AS 410/12 B ER; auÃ�erdem Keller, in:
Meyer-Ladewig u.a., SGG, 13. Aufl. 2020, Â§ 86b Rn. 27 ff.): WÃ¤re eine Klage in der
Hauptsache offensichtlich unzulÃ¤ssig oder unbegrÃ¼ndet, ist der Antrag auf
einstweilige Anordnung ohne RÃ¼cksicht auf den Anordnungsgrund grundsÃ¤tzlich
abzulehnen, weil ein schÃ¼tzenswertes Recht nicht vorhanden ist. WÃ¤re eine
Klage in der Hauptsache dagegen offensichtlich begrÃ¼ndet, vermindern sich die
Anforderungen an den Anordnungsgrund, auch wenn auf diesen nicht gÃ¤nzlich
verzichtet werden kann. Bei offenem Ausgang des Hauptsacheverfahrens, wenn
etwa eine vollstÃ¤ndige AufklÃ¤rung der Sach- oder Rechtslage im Verfahren des
einstweiligen Rechtsschutzes nicht mÃ¶glich ist, ist im Wege einer
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FolgenabwÃ¤gung zu entscheiden, welchem Beteiligten ein Abwarten der
Entscheidung in der Hauptsache eher zuzumuten ist (Hessisches LSG, Beschluss
vom 21. August 2020 â�� L 6 AS 383/20 B ER â��, Rn. 22, juris).

Dabei sind grundrechtliche Belange des Antragstellers, soweit diese durch die
Entscheidung berÃ¼hrt werden, umfassend in der AbwÃ¤gung zu berÃ¼cksichtigen
(vgl. BVerfG, Kammerbeschluss vom 12. Mai 2005, 1 BvR 569/05, info also 2005,
166). Die Gerichte mÃ¼ssen sich schÃ¼tzend und fÃ¶rdernd vor die Grundrechte
des Einzelnen stellen. Namentlich haben sie haben eine Verletzung der
grundgesetzlichen GewÃ¤hrleistung der MenschenwÃ¼rde zu verhindern, auch
wenn diese nur mÃ¶glich erscheint oder nur zeitweilig andauert (vgl. BVerfG,
Kammerbeschluss vom 12. Mai 2005, 1 BvR 569/05, BVerfGK 5, 237 = info also
2005, 166; BVerfG, Kammerbeschluss vom 25. Februar 2009, 1 BvR 120/09,
BVerfGK 15, 133 = juris, Rn. 11; dem folgend u.a. erk. Senat, Beschluss vom 11.
Dezember 2019, L 6 AS 528/19 B ER, Rn. 32, juris; Hessisches LSG, Beschluss vom
21. August 2020 â�� L 6 AS 383/20 B ER â��, Rn. 22, juris).

Ausgehend von diesen GrundsÃ¤tzen liegen die Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass
der begehrten einstweiligen Anordnung nicht vor.

aa) Soweit der Antragsteller die LÃ¶schung seiner Sozialdaten aus den Akten des
Antragsgegners begehrt, richtet sich dieser Anspruch nach Â§ 84 Abs. 2 Satz 1 SGB
X. Nach dieser Vorschrift sind Sozialdaten zu lÃ¶schen, wenn ihre Speicherung
unzulÃ¤ssig war. Ob ein solcher Anspruch besteht, bedarf im vorliegenden
Eilverfahren keiner Entscheidung, da jedenfalls kein Anordnungsgrund ersichtlich
ist. Der Antragsgegner hat bereits erklÃ¤rt, dass Daten des Antragstellers
ausgeblendet worden seien. Die dem Gericht vorliegenden Verwaltungsakte
beinhaltet keine Sozialdaten des Antragstellers. Eine EilbedÃ¼rftigkeit ist daher
nicht ersichtlich. Der Senat schlieÃ�t sich insoweit den AusfÃ¼hrungen des
Sozialgerichts an.

Dem Antragsteller ist zumutbar, insoweit den Ausgang eines Hauptsacheverfahrens
abzuwarten.

bb) Soweit der Antragsteller begehrt den Antragsgegner vorlÃ¤ufig zu verpflichten,
es zukÃ¼nftig zu unterlassen, Daten Ã¼ber den Antragsteller, welcher nicht im SGB
II â�� Bezug stand und steht, zu erheben oder sonst zu verarbeiten, fehlt es
ebenfalls an der Glaubhaftmachung des Anordnungsgrunds. Zwar trÃ¤gt der
Antragsteller vor, es bestÃ¼nde eine Wiederholungsgefahr. Diese
Wiederholungsgefahr wird mit der vorangegangenen Â  nach Ansicht des
Antragstellers rechtwidrigen â�� Datenerhebung begrÃ¼ndet. Zutreffend weist das
Sozialgericht darauf hin, dass nicht ersichtlich sei, dass nach dem
Kontenabrufverfahren Januar/ Februar 2018 weitere Daten des Antragstellers
erkennbar erhoben oder verarbeitet worden sind. Es liegen auch keine
Anhaltspunkte vor, dass der Antragsgegner beabsichtige, Daten des Antragstellers
erneut erheben bzw. verarbeiten. Solche Anhaltspunkte wurden vom Antragsteller
auch nicht vorgetragen. Mangels Glaubhaftmachung des Anordnungsgrundes ist der
Antrag ebenfalls abzulehnen.
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a SGG. Â§ 183 SGG findet keine
Anwendung, da der Antragsteller nicht in seiner Eigenschaft als Versicherter,
LeistungsempfÃ¤nger einschlieÃ�lich HinterbliebenenleistungsempfÃ¤nger,
behinderter Menschen oder deren Sonderrechtsnachfolger nach Â§ 56 SGB I die
Beschwerde erhoben hat. Der Antragsteller, der keine Leistungen nach dem SGB II
bezieht, ist auch nicht deshalb, als Leistungsbezieher i.S.d. Vorschrift anzusehen,
weil die Erhebung der Daten im Zusammenhang mit dem Leistungsbezug seiner
getrenntlebenden Ehefrau erfolgte. Vielmehr ist maÃ�geblich, dass das Begehren
des Antragstellers auf die LÃ¶schung seiner gespeicherten Daten bzw. das
Unterlassen des kÃ¼nftigen Erhebens und Verarbeiten seiner Daten gerichtet ist
und nicht auf die GewÃ¤hrung von Sozialleistungen.Â 
Der Streitwert ist gemÃ¤Ã� Â§Â§ 197a SGG, 52 Abs. 2 GKG auf 2.500,00 Euro
festzusetzen. Der Sach- und Streitstand bietet fÃ¼r die Bestimmung des Streitwerts
keine genÃ¼genden Anhaltspunkte und es ist sachlich nicht gerechtfertigt, das
Interesse eines Antragstellers im Beschwerdeverfahren, mit dem Interesse an einer
Hauptsacheentscheidung gleich zu bewerten (in diesem Sinne auch SÃ¤chsisches
LSG, Beschluss vom 12. Dezember 2019 â�� L 2 SV 2/19 B â��, Rn. 20, juris; andere
Ansicht: LSG Hamburg, Beschluss vom 18. September 2008 â�� L 1 B 149/08 ER KR,
L 1 B 139/08 ER KR â��, Rn. 17, juris; LSG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 9.
Oktober 2006 â�� L 16 B 52/06 KR ER â��, Rn. 29, juris; SÃ¤chsisches LSG,
Beschluss vom 17. Juni 2010 â�� L 1 KR 78/09 B ER â��, Rn. 72, juris).Â 

Daher wird der Streitwert auf 2.500,00 Euro festgesetzt.

4. Der Antrag auf GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von des
ProzessbevollmÃ¤chtigten des Antragstellers ist wegen der fehlenden
hinreichenden Erfolgsaussicht abzulehnen.Â 

Prozesskostenhilfe ist nach Â§ 73a SGG i. V. m. Â§ 114 ZPO auf Antrag zu
gewÃ¤hren, soweit der Antragsteller nach seinen persÃ¶nlichen und
wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen die Kosten der ProzessfÃ¼hrung nicht aufbringen
kann, die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet
und nicht mutwillig erscheint.
Die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Prozesskostenhilfe nach Â§ 73a
SGG i. V. m. Â§ 114 ZPO liegen hier nicht vor. Wie dargelegt, bestehen keine
Erfolgsaussichten des Antrages auf einstweiligen Rechtsschutz. Zur weitergehenden
BegrÃ¼ndung wird auf die voranstehenden AusfÃ¼hrungen verwiesen.

Dieser Beschluss ist gemÃ¤Ã� Â§ 177 SGG unanfechtbar.

Erstellt am: 05.01.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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